
Vorwort

Die Debatten zur Zukunft Europas erfuhren im Jahr 2017 einen neuen Antrieb, nachdem
sich eine Mehrheit der britischen WählerInnen im Juni 2016 für einen EU-Austritt  des
Vereinigten Königreichs entschieden hatte.  Das Brexit-Votum markiert  damit  nicht  nur
eine Zäsur in der europäischen Integrationsgeschichte, sondern stellt die verbleibende EU-
27 abermals vor schicksalsträchtige Fragen: Welches Europa und wie viel Europa wollen
wir? Welche Zugeständnisse sind wir bereit, dafür zu machen? 

Auf EU-Ebene setzten  sich intensive  Zukunftsreflexionen in Gang.  Die  Staats-  und
Regierungschefs der EU-27 bekräftigten im September 2016 auf dem Gipfel von Bratisla-
va ihr Bekenntnis zur europäischen Integration und beschlossen einen Fahrplan fur EU-
Reformen. Die Europäische Kommission stellte im März 2017 ihr „Weißbuch zur Zukunft
Europas“ mit funf moglichen Szenarien fur die Union im Jahr 2025 vor. Mit dem 60. Jubi-
läum der Romischen Verträge am 25. März 2017 sollte ein Hohepunkt dieses Reflexions-
prozesses erreicht werden, der in einer gemeinsamen Erklärung der fuhrenden Vertreter
von 27 EU-Staaten und des Europäischen Rates, des Europäischen Parlaments und der
Europäischen Kommission mündete. Gabriele Clemens geht anlässlich dieses Jubiläums
seiner historischen Bedeutung fur die noch immer währende Frage nach der Finalität des
Integrationsprozesses im Gastbeitrag 60 Jahre Römische Verträge nach. 

Am 1. Juli 2017 erinnerte auch der erste Europäische Trauerakt zu Ehren Helmut Kohls
mahnend an  die  historisch-kulturellen  Wurzeln  der  europäischen  Einigung,  zu  der  der
ehemalige Bundeskanzler und Ehrenbürger Europas maßgeblich beigetragen hat. 

Doch der Blick in die Zukunft ist getrübt: Die scheinbar wiederbelebte Integrations-
dynamik täuscht  nicht  über  die  „strategische  Sprachlosigkeit“  der  EU-Spitzen  hinweg,
bilanziert Werner Weidenfeld. Für viele Probleme der Vorjahre – sei es die Migrations-
krise oder das Ausbleiben notwendiger Reformen in der Wirtschafts- und Währungsunion
– sowie Fragen über den künftigen Integrationskurs  gibt  es  bislang weder  nachhaltige
Lösungen noch innovative Antworten. Nur in der Brexit-Frage überraschten die Staats-
und Regierungschefs  der  EU-27 durch Geschlossenheit  und Einigkeit.  Mit  Beginn der
Austrittsverhandlungen bezogen sie klare Fronten gegenüber Großbritannien und der im
Konsens zum Chefunterhändler ernannte Michel Barnier hat die heikle Aufgabe übernom-
men, den bestmöglichen Deal für die Union und ihre BürgerInnen zu verhandeln. 

Das Jahrbuch widmet dem Präzedenzfall Brexit einen eigenen Beitrag. Als Idealfall für
ein „known unknown“ nahmen die wissenschaftlichen Arbeiten zum EU-Austritt Großbri-
tanniens zu, es kam aber im Zuge der Fragen nach der Weiterentwicklung der EU-27 auch
zu einer Wiederbelebung des Themas differenzierte Integration, wie der Beitrag Die Euro-
papolitik in der wissenschaftlichen Debatte deutlich macht. 

Das Kapitel zu den Institutionen der Europaischen Union erfuhr eine Erweiterung um
die  Europäische  Investitionsbank.  Als  größte  Entwicklungsbank  Europas  fördert  sie
Projekte,  die  sich  maßgeblich auf Wachstum, Beschäftigung und Wettbewerbsfähigkeit
und damit auch auf die Lebensbedingungen der UnionsbürgerInnen auswirken. Der Euro-
päische Rat trat zwar weiterhin als Schlüsselorgan im EU-Krisenmanagement und in der
Reformdebatte auf, bezog aber die supranationalen Organe wie die Kommission stärker in
die Lösungsfindung und -umsetzung mit ein. Das Europäische Parlament hingegen erfuhr
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eine zunehmende Zersplitterung, die die traditionell gebildete Große Koalition aus Euro-
päischer Volkspartei (EVP) und den Sozialdemokraten (S&D) erschütterte. 

Im Kapitel zur politischen Infrastruktur zeichnet sich eine Trendwende in der öffentli-
chen Meinung ab: Mit dem Brexit-Votum stieg auch das Ansehen der Europäischen Union
wieder.  Angesichts  globaler Gefährdungen scheint  der  Wert  der  EU-Integration wieder
stärker ins Bewusstsein der UnionsbürgerInnen zu rücken. Wie die Europäischen Bürger-
initiativen Forderungen und Bedürfnisse der UnionsbürgerInnen stärker in die EU-Politik
einbringen können, erklärt in einem neuen Beitrag Julian Plottka.

Die einzelnen Beiträge zur  Innen- und Außenpolitik der Europaischen Union bieten
tiefergehende  Detailanalysen  zu  den  Entwicklungen  der  einzelnen  Politikbereiche  an.
Wieder  steht  die  Migrationskrise  mit  ihren  innen-,  sicherheits-  und  außenpolitischen
Dimensionen im Vordergrund. Angesichts der Kontroversen unter den EU-Staaten kam die
legislative Tätigkeit in der Asyl- und Einwanderungspolitik jedoch zum Stillstand. Hinge-
gen werden in der Wirtschafts- und Währungsunion sowie in der Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik durch die Wahl Emmanuel Macrons zum Präsidenten Frankreichs und dem
wiederbelebten deutsch-französischen Tandem größere Integrationsfortschritte erwartet. 

Neu im Jahrbuch ist das Kapitel  Die Europäische Union und ihre Nachbarn. Neben
Überblicksbeiträgen  wie  zur  Europäischen  Nachbarschaftspolitik  und  der Östlichen
Nachbarschaft gibt  es  zusätzliche Einblicke  in  die EU-Politik  gegenüber  der  Ukraine,
Moldau und Georgien. Auch zu Albanien erscheint erstmals ein eigener Länderbeitrag im
Kapitel  zur  Erweiterung  der  Europaischen  Union.  Umstritten  bleibt  weiterhin  die
Beitrittsfrage zur Turkei wie auch die bruchige Erklärung EU-Turkei.

Das  Kapitel  zur  Europaischen  Union  und  anderen  internationalen  Organisationen
informiert uber das koordinierte Vorgehen der EU-Mitgliedstaaten in den Vereinten Natio-
nen, die Entwicklungen der OSZE und den Stand der Beziehungen zur NATO. 

Das Wahljahr 2017 sorgte in den Beiträgen zur  Europapolitik in den Mitgliedstaaten
der Europaischen Union für viel Aufsehen. In den Niederlanden, Frankreich und Öster-
reich hatten integrationsfeindliche Kräfte reale Chancen auf die Regierungsführung. Selbst
in  Deutschland,  dem proeuropäischen  Musterknaben,  schaffte  die  populistische  Partei
Alternative für Deutschland den Sprung in den Deutschen Bundestag. Dagegen werden die
Wahlerfolge Macrons in Frankreich und Mark Ruttes in den Niederlanden für den weiteren
Integrationsprozess bei Weitem optimistischer gesehen. 

In diesem Jahr erscheint das Jahrbuch der Europäischen Integration zum 37. Mal. Es ist
uns daher eine besondere Freude, auf die digitale Aufbereitung der Jahrbucher seit ihrem
ersten  Erscheinen  1980  unter  www.Wissen-Europa.de  hinzuweisen,  wo  einem  breiten
Publikum uber drei Jahrzehnte europäischer Zeitgeschichte online zur Verfugung stehen.
Mit dieser Ausgabe wird der Bestand um den Zeitraum von Mitte 2016 bis Mitte 2017
erweitert. Das Jahrbuch der Europäischen Integration ist ein Projekt des Instituts fur Euro-
päische Politik, das in Kooperation mit dem Centrum fur angewandte Politikforschung der
Universität Munchen (C.A.P.)  und des Centre for Turkey and European Union Studies
(CETEUS) der Universität zu Koln verwirklicht  wird.  Ohne die großzugige Forderung
durch das Auswärtige Amt war und ist das Jahrbuch nicht realisierbar. Unser besonderer
Dank  gilt  auch  den  Autorinnen  und  Autoren,  deren  großes  Expertenwissen  die  solide
Grundlage und das unverkennbare Profil des Jahrbuchs bildet. Julia Klein danken wir fur
ihre großartige Redaktion, ohne die die Realisierung dieses Projekts nicht moglich wäre. 

Werner Weidenfeld  Wolfgang Wessels
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